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 Barometer 
Das Barometer zeigt wichtige Daten, die im letzten Quartal im Zusammenhang mit Haus-, 
Fach- und Zahnärzten sowie Apothekern veröffentlicht wurden. Sie fundieren die Bera-
tung und erlauben eine bessere Einschätzung der aktuellen ökonomischen Entwicklung  
in dieser Branche.

Digitalisierung: Was bringt das Digitale-Versorgung-Gesetz?
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn macht weiter Tempo bei der Digitalisierung des Gesund-
heitswesens. Im Dezember 2019 trat das Digitale-Versorgung-Gesetz (DVG) in Kraft. Das Regel-
werk umfasst den Ausbau der sog. Telematikinfrastruktur (TI), die Einführung weiterer Anwendun-
gen der elektronischen Gesundheitskarte (eGK) sowie die Integration von Gesundheits-Apps in 
die Regelversorgung. Einige Details des DVG sollen im Folgenden näher erläutert werden.

Details des DVG

Mittlerweile sind ein Großteil der Arzt- und Psychotherapiepraxen den rechtlichen Vorgaben ge-
folgt und an die Telematikinfrastruktur (TI) angebunden. Bis Ende September dieses Jahres sind 
nun die Apotheken zum Anschluss verpflichtet. Krankenhäuser sollen spätestens 2021 Teil des 
digitalen Netzwerks werden, so sieht es das Ende 2019 in Kraft getretene Digitale-Versorgung-
Gesetz vor. Zudem ist eine freiwillige Anbindung von Physiotherapeuten, Hebammen bzw. Entbin-
dungshelfern sowie ambulanten und stationären Pflegeheimen geplant. Neben der Ausgestaltung 
der digitalen Vernetzung ist vor allem die Förderung von digitalen Angeboten ein Schwerpunkt 
der Richtlinie. Dazu zählt die ärztliche Videosprechstunde, die künftig Teil des normalen Ver-
sorgungsalltags werden soll, sowie die Möglichkeit der Verschreibung von Gesundheits-Apps. 

Darüber hinaus sollen in Zukunft weitere Leistungen wie Heil- und Hilfsmittel oder die häusliche 
Krankenpflege elektronisch verordnet werden können. Schon jetzt können Vertragsärzte Arzt-
briefe digital versenden, allerdings müssen sie hierfür gewisse sicherheitsrelevante und infra-
strukturelle Voraussetzungen erfüllen. 

Gesundheits-Apps auf Rezept

Mit dem DVG wurden erstmals die rechtlichen Rahmenbedingungen für die Verschreibung von 
Gesundheits-Apps geschaffen. Allerdings gilt die gesetzliche Finanzierungspflicht nur einge-
schränkt. Von den mehr als 100.000 Apps im Bereich Gesundheit und Medizin fallen nur die we-
nigsten unter die erstattungsfähigen Anwendungen – viele der Miniprogramme haben einen eher 
zweifelhaften Nutzen und/oder datenschutzrechtliche Probleme. 

Finanziert werden nur solche Programme, die im Verzeichnis des Bundesinstituts für Arzneimittel 
und Medizinprodukte (BfArM) gelistet werden und somit den Status der digitalen Gesundheits-
anwendungen (DiGA) erfüllen. Die Aufnahme in das Register erfolgt nach eingehender Prüfung 
durch das Bundesinstitut. Voraussetzungen sind unter anderem die Anerkennung als Medizin-
produkt (Klasse I oder IIa) nach der europäischen Medizinprodukte-Verordnung, die Einhaltung 
von datenschutzrechtlichen Vorgaben sowie der Nachweis von Funktionalität, Qualität und Si-
cherheit. Für digitale Gesundheitsanwendungen, die bereits CE-zertifiziert sind, gelten die Funk-
tionstauglichkeit und Sicherheit als nachgewiesen und es erfolgt keine weitere Prüfung durch 
das BfArM. Zudem müssen die Hersteller für die Listung einen positiven Versorgungseffekt 
durch die App darlegen und zur Beantragung die Indikation nach ICD-10-GM benennen. Wer-
den alle gesetzlichen Rahmenbedingungen durch den Hersteller eingehalten, erfolgt eine sofor-
tige Aufnahme in das Verzeichnis. Anders verhält es sich, wenn der wissenschaftliche Nutzen-
nachweis zum Zeitpunkt der Prüfung nicht vorliegt. In diesem Fall wird dem Unternehmen ein  

Testung des Notfalldatenmanagements 
(NFDM) und des elektronischen Medikations-
plans (eMP) bis Ende März 2020. Danach soll 
die Einführung der Anwendungen beginnen

Verpflichtende Durchfüh-
rung des Versicherten-
stammdatenmanage-
ments (VSDM)

Seit Juli gilt die Anschlusspflicht 
an die Telematikinfrastruktur 
(TI) für alle Ärzte, Psychothera-
peuten und Zahnärzte

Bei Nichtan-
schluss drohen 
Honorarkürzun-
gen von 2,5 %

Freiwillige TI-Anbindung 
der stationären und 
ambulanten Pflegeein-
richtungen wird vergütet

TI-Anschlussfrist für 
Krankenhäuser

TI-Anschluss-
frist für Apo-
theken

Freiwilliger TI-Anschluss von 
Hebammen bzw. Entbindungs-
helfern sowie Physiotherapeu-
ten wird vergütet

Digitale 
Anwendung 
der TI

Krankenkassen müssen die 
Übertragung der Daten aus 
Gesundheitsakten in die ePA 
gewährleisten*

Zugriffsnachweis auf ePA 
durch Vertragsärzte. Fehlt 
dieser, drohen Honorarkür-
zungen um ein Prozent*

Einführung des 
E-Rezepts 
voraussichtlich 
Herbst 2020

Einführung der elektronischen Patienten-
akte (ePA) für gesetzlich Versicherte + 
elektronische Übermittlung der Arbeits-
unfähigkeitsbescheinigung (eAU) 

Ausbau 
TI-Infra-
struktur

2019 2020 1. März1. Juli 1. Juli 1. Juli30. September 20222021 1. Januar1. Januar

* Referentenentwurf Patienten-
datenschutzgesetz; keine Gewähr 
auf Vollständigkeit und Richtigkeit 
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Erprobungszeitraum von 12 Monaten gewährt, in dem die Anwendung an der Regelversorgung 
teilnehmen kann. Der Nachweis über die Verbesserung der Versorgung durch die App muss in-
nerhalb dieser Frist nachgereicht werden, andernfalls endet die temporäre Aufnahme in das Ver-
zeichnis. In Ausnahmefällen kann eine einmalige Verlängerung um weitere 12 Monate gewährt 
werden. Die Preisverhandlungen für die Anwendung erfolgt zwischen Hersteller und GKV-Spit-
zenverband. Zugriff zu den DiGA sollen die Nutzer zum einen über die 2021 verfügbare elektro-
nische Patientenakte (ePA) erhalten, zum anderen über den Browser auf Smartphone oder PC.
Streitpunkt Verordnung 

Grundsätzlich wird die Erweiterung des Versorgungsanspruchs durch digitale Anwendungen von 
den verschiedenen Akteuren positiv aufgenommen. In Detailfragen besteht allerdings noch Dis-
kussionsbedarf. Vor allem die Möglichkeit der Genehmigung von Apps durch Krankenkassen wird 
kritisch diskutiert. Aus Sicht der Ärzte und Psychotherapeuten sind ausschließlich qualifizierte 
Behandler in der Lage zu entscheiden, welches Produkt einen Mehrwert für die Versorgung des 
Patienten bei gegebener Diagnose bietet. Völlig unklar ist zudem, wer die Verordnungshoheit hat. 
Laut DVG können sowohl Ärzte wie auch Krankenkassen die DiGA genehmigen. Im Zweifelsfall 
kann der Versicherte nach Ablehnung durch den behandelnden Arzt somit den Antrag auf Kosten-
übernahme bei seiner Krankenkasse stellen. Auch das Fehlen von Wirksamkeitsnachweisen sowie 
einheitlichen Qualitätsstandards sorgt für Unstimmigkeiten. Derzeit müssen keine wissenschaft-
lichen Studien zur Nutzenbewertung vorgelegt werden. 

Die nächsten digitalen Schritte

Als erste Anwendung der eGK ist das Versichertenstammdatenmanagement (VSDM) für alle Ärzte 
und Psychotherapeuten bereits jetzt verpflichtend – Anbindung an die TI vorausgesetzt. Weitere 

Anwendungen wie das Notfalldatenmanagement (NFDM) und der elektronische Medikationsplan 
(eMP) sollen noch in diesem Jahr folgen. Ersterer erlaubt es Ärzten, im medizinischen Akutfall auf 
notfallrelevante Informationen schnell zugreifen zu können, was lebensrettend sein kann. Der-
zeit werden das NFDM und der eMP in Westfalen-Lippe in einem gemeinsamen Pilotprojekt von 
der CompuGroup Medical SE (CGM), der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) und der Apotheker-
kammer getestet. Ende März 2020 soll die Testphase abgeschlossen sein und die Einführung 
der Anwendungen vorbereitet werden können. Zentraler Speicher- und Verwaltungsort der ver-
schiedenen Applikationen ist nach Willen des Gesetzgebers die elektronische Patientenakte, die 
bereits in einem Jahr allen gesetzlich Versicherten zur Verfügung stehen soll. Erst Ende Januar 
hat Jens Spahn dazu einen weiteren Gesetzentwurf vorgestellt, der die Rechte und Pflichten der 
Patienten rund um die ePA regelt.

Versorgungswerke trotzen  
schwierigen Rahmenbedingungen
Angehörige der Freien Berufe zahlen anstatt der gesetzlichen Rentenbeiträge monatliche ein-
kommensabhängige Beiträge an das für ihre Kammer zuständige Versorgungswerk. Die Gesell-
schaft kümmert sich um die Alters-, Berufsunfähigkeits- und Hinterbliebenenversorgung der 
selbstständigen und angestellten Kammermitglieder. Der Beitrag für die angestellten Kammer-
mitglieder entspricht dabei in der Regel dem zur gesetzlichen Rentenversicherung (GRV) und wird 
hälftig vom Arbeitnehmer und Arbeitgeber getragen. Auch 2020 liegt der Beitragssatz zur GRV 
unverändert bei 18,6 %. Die Beitragsbemessungsgrenze wurde in den westlichen Bundesländern 
auf 6.900 € und in den östlichen auf 6.450 € angehoben. Dadurch ergibt sich ein Regelhöchstbei-
trag für Angestellte von 1.283,40 € (West) bzw. 1.199,70 € (Ost).

Die von den Versorgungswerken ausbezahlten Renten liegen trotz anhaltender Niedrigzinsphase 
im Schnitt zwischen 25 % und 50 % über denen der GRV. Die Versorgungswerke haben sich 
mittlerweile auf die andauernde Niedrigzinsphase eingestellt und Maßnahmen ergriffen, um die 
Versorgung ihrer Mitglieder auch künftig gewährleisten zu können:

Die Mehrheit der Gesellschaften hat inzwischen das bislang übliche Finanzierungsverfahren der 
klassischen Anwartschaftsdeckung (auch Kapitaldeckungsverfahren genannt), bei dem die Ver-
sorgungsansprüche aus den angesparten Beiträgen der Mitglieder und den Erträgen der Kapital-
anlagen finanziert werden, um Elemente des offenen Deckungsplanverfahrens (oDPV) ergänzt. Es 
gilt als krisenfest und ist weniger abhängig von Kapitalmarktschwankungen und demografischen 
Entwicklungen als die reine Finanzierung nach dem Kapitaldeckungsverfahren. Das oDPV erlaubt 
es, das vorhandene Kapital zur Abdeckung von Risiken heranzuziehen. Zudem verringert das 
beim oDPV angewandte Gruppenäquivalenzprinzip die Verwaltungskosten gegenüber dem beim 
Anwartschaftsdeckungsverfahren angewandten individuellen Äquivalenzprinzip. Voraussetzung 

Überblick: Referentenentwurf des Patientendatenschutzgesetzes (PDSG) 
■ �Gesetzlich Versicherte haben ab dem 1. Januar 2021 Anspruch auf die elektronische  
Patientenakte (bereits im E-Health-Gesetz verabschiedet)

■ �Auf Wunsch des Patienten haben Vertragsärzte/-psychotherapeuten die Aufgabe, die 
Patienten in der Nutzung der ePA (Befüllung, Aktualisierung und Pflege der Akten) zu 
unterweisen

■ �Die Befüllung der digitalen Akte kann auch an nicht ärztliches Personal (MFA, Azubi)  
delegiert werden

■ �Arzneimittelbezogene Informationen, wie der elektronische Medikationsplan,  
sollen auch von Apothekern verwaltet bzw. aktualisiert werden können

■ �Spätestens ab dem 1. Juli 2021 müssen Vertragsärzte den Zugriff auf die ePA nachweisen. 
Erfolgt der Nachweis nicht, drohen Honorarkürzungen von einem Prozent

■ �Daten aus bereits bestehenden Gesundheitsakten der Krankenkassen müssen  
in die ePA übertragen werden können (Frist: 1. Januar 2022)
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für die Funktionsfähigkeit des oDPV ist allerdings der ständige Zugang möglichst junger Versi-
cherter, der durch die Pflichtmitgliedschaft im Versorgungswerk gewährleistet bleibt. Das System 
ähnelt dem Finanzierungsverfahren der Lebensversicherung, nur der Ansparvorgang erfolgt nicht 
individuell, sondern kollektiv und somit werden die Erwerbsminderungsrisiken solidarisch getra-
gen.

Zudem haben die Versorgungswerke ihre Deckungsrückstellungen erhöht, viele den Rechnungs-
zins abgesenkt und die meisten inzwischen ihr Regelrenteneintrittsalter auf 67 angehoben.
Als Reaktion auf die niedrigen Zinsen am Kapitalmarkt haben die Versorgungswerke auch ihre 
Kapitalanlagestruktur stark verändert. Der Anteil an festverzinslichen Wertpapieren ist deutlich 
zurückgegangen, während der Anteil von (risikoreicheren) Anlagen wie Aktien und anderer Asset-
klassen, wie z. B. Immobilienfonds und -beteiligungen, deutlich zugenommen hat.

Im Geschäftsjahr 2018 (jüngst veröffentlichte Geschäftsberichte) sorgten zudem die Brexit-Ver-
handlungen zwischen der Europäischen Union und Großbritannien sowie der Handelskonflikt 
zwischen den USA und China für Verwerfungen auf dem Aktienmarkt. Hier zahlte sich ein breit 
aufgestelltes Portfolio aus, das es ermöglichte, schlechte Ergebnisse einer Assetklasse mit Erträ-
gen anderer Anlagen auszugleichen. So konnten die Versorgungswerke insgesamt dennoch ein 
für ihre Mitglieder zufriedenstellendes Ergebnis erzielen. Die für die Einlagen erzielten Renditen 
(Nettoverzinsung), die sich auf die Rentenanwartschaft auswirken, blieben im Geschäftsjahr 2018 
relativ stabil und bewegten sich bei den meisten Versorgungswerken für Ärzte im 3,5- bis 4 %-igen 
Bereich, einzelne lagen sogar knapp darüber. Auch die Bayerische Ärzteversorgung (BÄV), eines 
der mitgliederstärksten Versorgungswerke Deutschlands, spricht von einem zufriedenstellenden 
Ergebnis. Mit einer Nettorendite von 3,62 % (Vorjahr: 3,78 %) wurde zumindest der Rechnungs-
zins von 3,5 % überschritten. Für das Jahr 2020 beschloss die BÄV erneut eine Dynamisierung der 
Versorgungsleistungen und Anwartschaften um 1,5 %.

Leichter Rückgang der 
bürokratischen Belastung der Praxen
Der zeitliche Aufwand, den Arzt- und Psychotherapeutenpraxen infolge von Vorgaben der Selbst-
verwaltung auf Bundesebene für Verwaltungsarbeiten aufwenden, ist leicht rückläufig. Dies ist 
das Ergebnis des aktuellen Bürokratieindex (BIX) der KBV. Dem Bericht zufolge sank der Büro-
kratieaufwand in den Praxen im laufenden Jahr um 1,93 % gegenüber 2018 auf rund 55 Mio. 
Nettoarbeitsstunden. Bezogen auf die einzelne Praxis reduziert sich hierdurch die Belastung 
um durchschnittlich einen Tag. Kostenseitig ergibt sich durch den Bürokratieabbau eine Ent-
lastung um 41 Mio. €. Da eine Delegation vieler bürokratischer Aufgaben nicht möglich ist, hat-
ten Ärzte/Psychotherapeuten mit knapp 63 % den Großteil zu schultern. Wie bereits in den Vor-
jahren lag das Ausstellen von Überweisungen mit fast 6 Mio. Nettostunden an der Spitze der  

bürokratischen Lasten, gefolgt von Auskünften an Kassen/MDK und den AU-Bescheinigungen 
(vgl. Abb.). Die größten prozentualen Anstiege ergaben sich bedingt durch Fallzahlsteigerungen 
oder neue Vorgaben bei der Dokumentation des Hautkrebsscreenings (+32.000 Nettostunden), 
gefolgt von den AU-Bescheinigungen (+31.000 Nettostunden) und der Verordnung von Kranken-
beförderung (+30.000 Nettostunden). Entlastungen zeigten sich vor allem beim Ausfüllen und 
Archivieren von Muster 30, bei der Erhebung von Daten im Ersatzverfahren, der Bestätigung psy-
chosozialer Betreuung, dem Ausstellen von Überweisungen und den formfreien Auskünften an 
Kassen/MDK. Im Berichtsjahr 2019 kamen 29 Informationspflichten hinzu, während nur 15 ent-
fielen.

Abb. 1 – Bürokratieaufwand in den Praxen: Top Five (Nettogesamtstunden in Mio., 2019)

2 Mio. 4 Mio. 6 Mio.

Foto-/Video-/Bilddokumentation

5,98 Mio.

5,79 Mio.
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3,90 Mio.

3,13 Mio.

0 Mio.

Ausstellen von Überweisungen

Auskünfte an Krankenkassen und 
MDK auf vereinbarten Vordrucken

AU-Bescheinigung auf Muster 1 und Prüfung 
genaue Umstände und Ausnahmetatbestände

Verordnung Krankenbeförderung

Quelle: Kassenärztliche Bundesvereinigung, 2019  Grafik: REBMANN RESEARCH

Trotz des Rückgangs müssen Praxen laut BIX durchschnittlich 60 Arbeitstage pro Jahr für büro-
kratische Aufgaben aufbringen. Der tatsächliche Bürokratieaufwand liegt noch deutlich höher. 
So erfasst der BIX weder die Pflichten in Zusammenhang mit den Bundes- und Landesgesetzen 
noch die Vorgaben der KVen und Kommunen. Nach wie vor bindet die Bürokratie somit über-
mäßig viel ärztliche Arbeitszeit, verursacht hohe Kosten und geht direkt zulasten der Versorgung 
der Patienten. Darüber hinaus gilt die bürokratische Belastung als eines der wichtigsten Nieder-
lassungshemmnisse für den dringend benötigten medizinischen Nachwuchs. Chancen für eine 
Entbürokratisierung bietet insbesondere die Digitalisierung. Doch wie sich am Negativbeispiel der 
elektronischen AU-Bescheinigung zeigt, besteht auch hier die Gefahr, dass Bürokratie auf- statt 
abgebaut wird.
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 Talk 

Talk kommentiert gesundheitspolitische Entscheidungen und Diskussionen, die 
für alle Fachrichtungen relevant sind. Das Wissen um diese aktuellen Rahmen- 
bedingungen bildet oft einen zentralen Erfolgsfaktor für alle managementrelevanten  
Entscheidungen. 

Weitere kommunale Eigeneinrichtung vor der Eröffnung 
Die Ärztegenossenschaft Nord (äg Nord) eröffnet mit dem Gesundheitszentrum Helgoland 
gGmbH ihr fünftes Ärztezentrum. Neben den Einrichtungen in Büsum und Linden ist das Gesund-
heitszentrum Helgoland nun die bundesweit dritte kommunale Eigeneinrichtung – eine Sonder-
form der ambulant-kooperativen Versorgungsstrukturen. 

Die äg Nord hatte vergangenen Oktober das EU-weite Ausschreibungsverfahren um das Manage-
ment der Einrichtung gewonnen. Drei Hausärzte sind für das Gesundheitszentrum vorgesehen, 
das am 1. April in Betrieb gehen soll. Die Gründung erfolgte im Januar als gemeinnützige GmbH 
(gGmbH), in der die Ärzte im Angestelltenverhältnis arbeiten werden. Die Anstellung der Ärzte 
soll den alteingesessenen Medizinern einen flexiblen Übergang in den Ruhestand ermöglichen 
und für junge Ärzte attraktive Arbeitsplätze mit individuellen Gestaltungsmöglichkeiten schaffen. 
Innerhalb der nächsten drei Jahre ist ein Umzug in neue Räumlichkeiten vorgesehen.

Die Gründung von kommunalen Eigeneinrichtungen ist Kommunen nach § 105 Absatz 5 seit 2012 
möglich, um zur Entspannung der Situation, insbesondere mit Blick auf den Hausärztemangel,  
beizutragen. Voraussetzung für die Gründung einer kommunalen Eigeneinrichtung ist, dass der 
Versorgungsauftrag durch die jeweilige KV nicht mehr sichergestellt werden kann. Der Zulas-
sungsausschuss kann in diesem Fall die Einrichtung zur Teilnahme an der vertragsärztlichen 
Versorgung ermächtigen, sofern die Zustimmung der KV vorliegt. Seit 2015 gibt es mit den 
kommunalen MVZ eine weitere Möglichkeit, für Städte und Gemeinden eigene Einrichtungen 
gemäß § 95 Absatz 1 a einzurichten. Eine Übersicht zu den aktuell bestehenden kommunalen  
Eigeneinrichtungen und kommunalen MVZ finden Sie unter: www.rebmann-research.de/produkt/
kommunale-arztzentren .

Der BKK Dachverband schlägt aktuell mit der Etablierung von kommunalen pflegerischen Ver-
sorgungszentren (KpVZ) eine dritte Form der kommunalen Einrichtungen vor, die der Versorgung 
von stabilen chronischen Erkrankungen dienen soll. Ein organisiertes Case Management soll eine 
Brücke zur medizinischen Versorgung in einer Stadt oder Region bilden. KpVZ zeichnen sich 
aus durch qualifizierte Pflegekräfte mit erweiterten medizinischen Kompetenzen. Langfristig wird 
angestrebt, dort Pflegekräfte auf dem Qualifikationsniveau von sog. „Advanced Practice Nurses“ 

zu beschäftigen, was einer hochschulischen Ausbildung mit Masterabschluss entspricht. Ziel ist 
es, die in die Jahre gekommene Aufgabenteilung in den Gesundheitsberufen zu ersetzen und 
attraktive Arbeitsbedingungen mit einer teambasierten und eigenverantwortlichen Arbeitsweise 
zu ermöglichen. Den Pflegekräften sollen nach Meinung des BKK Dachverbandes damit auch 
heilkundliche Kompetenzen wie die Verordnungsbefugnis für definierte Arzneimittel und die Ver-
ordnung von häuslicher Krankenpflege oder Pflegehilfsmitteln eingeräumt werden. Zum Aufga-
benbereich sollen außerdem die Versorgung von chronischen und schwer heilenden Wunden 
sowie die Prävention, Gesundheitsförderung und -bildung zählen. 

Eine Möglichkeit zur Umsetzung der KpVZ stellen Modellprojekte nach Paragraf 63 Absatz 3b und 
3c SGB V dar. Für die langfristige Etablierung des Konzeptes ist eine Änderung des SGB V und 
XI erforderlich.

Datenschutzbeauftragter erst ab 20 Mitarbeitern erforderlich
Seit Mai 2018 gelten mit der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) europaweit einheitliche 
Regelungen zum Datenschutz. Auch medizinische Einrichtungen wie Arztpraxen, Medizinische 
Versorgungszentren oder Krankenhäuser unterliegen diesen rechtlichen Vorgaben. Bislang 
mussten Praxen einen Datenschutzbeauftragten benennen, wenn mindestens zehn Praxismit-
arbeiter ständig personenbezogene Daten verwalteten. Diese Regelung wurde nun durch das 
zweite Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz (DSAnpUG), das Ende November 2019 
in Kraft getreten ist, gelockert. Ein Datenschutzbeauftragter ist nur dann verpflichtend, wenn min-
destens 20 Mitarbeiter personenbezogene Daten verarbeiten oder eine Datenschutz-Folgenab-
schätzung notwendig ist. Letztere ist obligat, wenn aufgrund der notwendigen Datenverarbeitung 
ein erhöhtes Datenschutzrisiko besteht. Das kann der Fall sein, wenn z. B. die Praxisräume per 
Video überwacht werden.

Tab. 1 – Datenschutzbeauftragter 
Wer kann diese Position bekleiden? Welche Aufgaben hat der Datenschutzbeauftragte?
■ �Speziell geschulte Mitarbeiter oder externe 

Datenschützer
■ �Name und Kontaktdaten müssen beim Landes-

datenschutzbeauftragten hinterlegt werden.

■ �Einhaltung des Datenschutzes und der Datensicherheit
■ �Kontrolle
■ �Maßnahmen zum Datenschutz festlegen und umsetzen
■ �Beratung und Aufklärung des Praxisteams
■ �Ansprechpartner für die Behörden

Gerade in Zeiten der zunehmenden Digitalisierung im Gesundheitswesen spielen der Datenschutz 
und die Sicherheit eine immer wichtigere Rolle. Dabei sollte jedoch die Balance zwischen admi-
nistrativem Mehraufwand und dem tatsächlichen Nutzen im Auge behalten werden, da andernfalls 
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GYNÄKOLOGEN 
Screening auf Gebärmutterhalskrebs am 1. Januar 2020 gestartet
Das kombinierte Screeningprogramm auf Gebärmutterhalskrebs ist zum 1. Januar 2020 gestar-
tet. Ermöglicht wurde dies durch die vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) beschlos-
sene befristete Aussetzung der Dokumentationsvorgaben. Der Beschluss zur Einführung des 
Programms war bereits am 1. Juli 2019 in Kraft getreten. Für Probleme hatte jedoch die verpflich-
tende elektronische Dokumentation der Untersuchung durch die Ärzte gesorgt. Die so erfassten 
Daten sollten zur Beurteilung/Weiterentwicklung des Programms dienen. Die hierfür erforderliche 
Praxissoftware ist jedoch bislang noch nicht verfügbar. Dadurch wären die Voraussetzungen für 
die Abrechnung der Screeningleistung durch die Niedergelassenen nicht gegeben gewesen und 
der Start hätte verzögert werden müssen. Aus diesem Grund hat der G-BA die entsprechenden 
Dokumentationsvorgaben vorerst ausgesetzt. 

Die Änderungen der Gebührenordnungspositionen im Einheitlichen Bewertungsmaßstab (EBM) 
hat der Bewertungsausschuss am 11. Dezember 2019 einstimmig unter dem Abschnitt 1.7.3.2 
beschlossen. Die KBV hat zu Programminhalten, den verbindlichen Algorithmen zur Abklärung 
und der Abrechnung der neuen Leistungen eine Praxisinformation erstellt. Eine zusätzliche KBV-
Themenseite stellt weitere Informationen zur Gebärmutterhalskrebsfrüherkennung zur Verfügung. 

Das neue Programm umfasst eine Kombination aus HPV- und PAP-Test, auf die alle Frauen im 
Alter von 35 – 65 Jahren im dreijährigen Rhythmus Anspruch haben. Für Frauen unter 35 Jahren 
ändert sich nichts. Sie haben Anspruch auf eine jährliche zytologische Untersuchung. Studien 
haben gezeigt, dass das HPV-Screening auf Zervixkarzinome im Vergleich zum zytologischen 
PAP-Test wesentlich sensitiver ist. So lassen sich Frühstadien der Tumoren besser erkennen. 
Durch eine rechtzeitige Entfernung können Karzinome in späteren Jahren häufig verhindert 
werden. Weitere Vorteile des Programms liegen in den verbesserten und qualitätsgesicherten 
Abklärungsalgorithmen und einem Einladungsverfahren (im Fünfjahresabstand). Die Informati-
onsschreiben zum neuen Programm werden durch die Krankenkassen seit Januar versendet. 
Versicherteninformationen für Arztpraxen sind seit November 2019 über die jeweilige Kassen-
ärztliche Vereinigung zu beziehen. 

HAUSÄRZTE
Neues DMP für Osteoporosepatienten
Patienten mit Osteoporose sollen bald von einem speziellen, leitliniengerechten Disease-Manage-
ment-Programm (DMP) profitieren. Dies geht aus einem Beschluss des Gemeinsamen Bundes-
ausschusses (G-BA) vom 16.1.2020 hervor.

die Verwaltung eines bürokratischen Wasserkopfs droht. Mit der Lockerung der Vorgaben für den 
Datenschutzbeauftragten hat der Gesetzgeber nun einen Schritt in die richtige Richtung vollzogen

 Fachrichtung 
Fachrichtung geht ins Detail und zeigt Veränderungen auf, die eine ganz spezielle Fach- 
richtung oder die Meinung der oft starken Fachrichtungslobby betreffen. Dadurch wird  
die Gesamtbranche weiter segmentiert und somit auf spezielle Chancen sowie Risiken 
innerhalb einzelner Marktsegmente hingewiesen.

AUGENÄRZTE 
Anzahl der Brillenträger steigt deutlich
Die Zahl der Brillenträger in Deutschland liegt aktuell bei 41,1 Mio. (2014: 40,1 Mio.) und ist damit 
in den letzten Jahren deutlich gestiegen. Somit tragen heute 67 % der Deutschen ab 16 Jahren 
eine Brille. Das ergab die aktuelle, alle drei bis fünf Jahre erscheinende Brillenstudie des Instituts 
für Demoskopie Allensbach im Auftrag des Kuratoriums Gutes Sehen (KGS). 

Besonders auffällig ist die überdurchschnittliche Zunahme der Brillenträger in den beiden Alters-
gruppen 20 bis 29 Jahre mit 4 % auf insgesamt 32 % sowie 30 bis 44 Jahre mit 6 %. Den Wissen-
schaftlern zufolge sind diese Entwicklungen auf veränderte Lebensbedingungen zurückzuführen. 
Sie beobachten einen direkten Zusammenhang zwischen dem ausdauernden Sehen in die Nähe 
und einer Zunahme der Kurzsichtigkeit (Myopie). Das andauernde Nahsehen, das vor allem durch 
die viele Zeit, die Menschen am Bildschirm bzw. Smartphone, verbringen verursacht wird (94 % 
der Bevölkerung besitzen ein Smartphone, 87 % einen PC, Laptop oder Tablet), ist eine große 
Herausforderung bzw. kann eine starke Strapazierung für die Augen sein. Ganz besonders her-
ausfordernd ist die Belastung durch den Computer im Beruf. Annähernd die Hälfte der Erwerbs-
tätigen in Deutschland verbringen ihren Arbeitstag größtenteils am PC. Besonders schlecht für 
die Augen ist die kleine Schrift auf mobilen Endgeräten, die bereits bei einem geringen Seh-
defizit zu einer Überanstrengung führt. Hinzukommt, dass die Menschen immer weniger Zeit im 
Freien und an der frischen Luft verbringen, was laut Wissenschaftlern die für die Entspannung der 
Augen so wichtigen Blickwechsel im Freien deutlich zu kurz kommen lässt. 

Ebenfalls deutlich zugenommen hat die Anzahl der Menschen mit einer sog. Bildschirmbrille. Die 
überwiegende Mehrheit trägt hierbei zwar die „normale Brille“, der Anteil der Menschen mit einer 
speziellen Bildschirmbrille, ist dennoch in den letzten 20 Jahren von 4 auf 13 % gestiegen. Trotz 
des Anspruches auf Kostenübernahme durch den Arbeitgeber bezahlen jedoch nahezu zwei Drit-
tel der Arbeitnehmer diese aus eigener Tasche. 
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■ � Anspruchsberechtigte Zielgruppe: Patienten mit einer medikamentös behandlungsbedürfti-

gen Osteoporose, darunter Frauen ab 50 und Männer ab 60 Jahren
■ � Ziel: Verhinderung der Krankheitsprogression sowie (weiterer) Knochenbrüche und 

Schmerzreduktion
■ � Therapeutische Maßnahmen: in Abhängigkeit von Alter und Begleiterkrankungen, spezi-

fische medikamentöse Therapien für Männer und/oder postmenopausale Frauen (u. a. 
lebensstilbezogene Schulungen, die Ermittlung des Sturzrisikos ab einem Lebensalter von 
70 Jahren, Funktionstraining, Rehabilitationssport)

Sofern das Bundesministerium für Gesundheit keine Beanstandung vornimmt, treten die Anfor-
derungen an das neue DMP am ersten Tag des auf die Veröffentlichung im Bundesanzeiger fol-
genden Quartals in Kraft. Im Anschluss kann das leitlinienbasierte Behandlungsprogramm auf 
Basis regionaler Verträge zwischen Krankenkassen und Ärzten und/oder Krankenhäusern eta-
bliert werden. Dabei ist es Aufgabe des Bundesversicherungsamts zu prüfen, ob die Verträge 
den Anforderungen des G-BA-Beschlusses entsprechen. Neben dem neuen DMP hat der G-BA 
bereits Anforderungen für neun weitere Chronikerprogramme beschlossen, wobei sich diese 
jedoch zum Teil noch in der Umsetzungsphase befinden. Gegenwärtig arbeitet der G-BA an den 
Anforderungen für ein DMP zur rheumatoiden Arthritis, die noch in diesem Jahr umgesetzt wer-
den sollen. DMP-Beschlüsse gibt es nun bereits für folgende Indikationen: Asthma bronchiale, 
Brustkrebs, chronische Herzinsuffizienz, chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD), chro-
nischer Rückenschmerz, Depression, Diabetes mellitus Typ 1, Diabetes mellitus Typ 2, Koronare 
Herzkrankheit (KHK). Laut G-BA gibt es gegenwärtig rund 9.200 Programmzulassungen mit über 
7 Mio. eingeschriebenen Versicherten. Teilweise nehmen die Versicherten an mehr als einem 
DMP teil.

PSYCHOTHERAPEUTEN
Anhebung der Vergütung durch Unfallversicherung
Die gesetzliche Unfallversicherung hat die Vergütung für psychotherapeutische Leistungen ange-
hoben. Dies geht aus einem Beschluss der Partner des Vertrages Ärzte/Unfallversicherungs-
träger hervor. Seit Januar 2020 profitieren die Leistungserbringer von zum Teil deutlich besse-
ren Honoraren: Die Kassenärztliche Bundesvereinigung (KBV) konnte in Verhandlungen mit der 
Berufsgenossenschaft-Unfallkassen bis zu 50 % Gebührenerhöhungen im Psychotherapeuten-
verfahren erzielen. So wird zukünftig etwa die Psychotherapiesitzung (Traumatherapie) mit 130 € 
(statt 110 €) vergütet. Die Änderungen gelten seit dem 1.1.2020.

■ � Probatorische Sitzungen, Traumatherapie: Vergütung mit 130 € je Sitzung (bislang 110 €)
■ � Neueinführung Nummer P33 (Erstellung einer biografischen Anamnese unter Einbeziehung 

der erhobenen Daten): 75 €, einmal im Behandlungsfall abrechenbar.

Darüber hinaus wurden die Vergütungen für Notfallkonsultationen, besonders aufwendige thera-
peutische Maßnahmen und weitere psychodiagnostische Leistungen erhöht. Details sind unter 
folgendem Link abrufbar: www.bit.ly/39fAcIx. 

Generell ist die gesetzliche Unfallversicherung für die Wiederherstellung der Gesundheit und 
Leistungsfähigkeit ihrer Versicherten nach Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten verantwortlich. 
Das Psychotherapeutenverfahren der gesetzlichen Unfallversicherung (ähnlich wie das Durch-
gangsarztverfahren) regelt dabei die Versorgung von Patienten mit psychischen Gesundheitsstö-
rungen. Die Therapie darf ausschließlich vom Unfallversicherungsträger oder von einem Durch-
gangsarzt eingeleitet werden. Nach der Überweisung des Patienten an einen Psychotherapeuten 
erfolgt zunächst die Prüfung des Behandlungsbedarfs und anschließend ggf. eine Therapie. Die 
ambulante Therapie hat zwingend innerhalb einer Woche nach Auftragserteilung zu starten, um 
eine Chronifizierung zu vermeiden. Voraussetzung für die Behandlung von Patienten der gesetz-
lichen Unfallversicherung ist die Beantragung einer Beteiligung durch den betreffenden Psycho-
therapeuten. Voraussetzungen sind:

■ � Nachweis über 120 Stunden akkreditierte Fortbildungen in der leitliniengerechten Diagnos-
tik und Therapie von typischen psychischen Erkrankungen nach Arbeitsunfällen und psychi-
schen Berufskrankheiten

■ � Sechs supervisierte Behandlungsfälle von traumatisierten Patienten
■ � Sechs Behandlungsfälle mit jeweils mindestens fünf Sitzungen von traumatisierten Patien-

ten im Zeitraum von zwei Jahren vor Antragsstellung
■ � Teilnahme an einer Einführungsveranstaltung der Unfallversicherung

ZAHNÄRZTE
Punktwert für Zahnersatz steigt
Der bundesweit für Zahnersatzleistungen geltende Punktwert ist zum 1.1.2020 um 3,0 % auf 
0,9576 € erhöht worden. Darauf einigten sich die Kassenzahnärztliche Bundesvereinigung (KZBV) 
und der GKV-Spitzenverband. Der neue Punktwert gilt für alle Heil- und Kostenpläne, die seit 
1.1.2020 erstellt werden. Vorangegangen war eine Einigung des Verbands der Deutschen Zahn-
techniker-Innungen und des GKV-Spitzenverbands bei der Festsetzung neuer bundeseinheit-
licher Preise für zahntechnische Leistungen in der Zahnersatz-Regelversorgung. Für die rund 
50.000 Vertragszahnärzte bedeutet die Erhöhung des Punktwerts für Zahnersatzleistungen eine 
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direkte Honorarsteigerung. Zusätzlich honorarsteigernd könnte sich auch das im Mai 2019 in 
Kraft getretene Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) auswirken:

Mit dem TSVG wurde unter anderem eine Erhöhung der Festzuschüsse für Zahnersatz beschlos-
sen. Zum 1.10.2020 steigt der Festzuschuss, den gesetzlich Versicherte für Zahnersatz erhalten, 
von derzeit 50 auf 60 %. Wer durch sein Zahnarzt-Bonusheft eine regelmäßige Inanspruchnahme 
von zahnärztlichen Vorsorgeuntersuchungen nachweisen kann, wird von seiner Krankenkasse 
mit einem weiteren Extra-Zuschuss (Bonus) belohnt. Eine einmalige Lücke im Bonusheft führt 
künftig nicht mehr zum automatischen Verlust dieser Zahlung. Die neue Festzuschussregelung 
bringt für die Patienten, die Zahnersatz benötigen, eine finanzielle Entlastung. Dies könnte letzt-
lich dazu führen, dass mehr Versicherte Zahnersatzleistungen in Anspruch nehmen.

Tab. 2 – Festzuschüsse für Zahnersatz (inklusive Bonus) 
Festzuschüsse  
für Zahnersatz

ohne Zusatzbonus* Bonusheft über  
5 Jahre geführt

Bonusheft über  
10 Jahre geführt

bis 30.9.2020 50 % 60 % 65 %
ab 1.10.2020 60 % 70 % 75 %

* Bonusheft nicht (regelmäßig) geführt

Einen Teil dieser Honorarsteigerungen könnten die Praxisbetreiber beispielsweise in die Ausbil-
dung ihrer Zahnmedizinischen Fachangestellten (ZFA) investieren. Die Ausbildungsgehälter von 
ZFA liegen laut einer Auswertung zu bundesweiten tariflichen Ausbildungsvergütungen vom Bun-
desinstitut für Berufsbildung mit im Schnitt 864 € unterhalb des Gesamtdurchschnitts von 939 €. 
Zwar liegen die ZFA damit deutlich über den Gehältern von Schornsteinfegern und Friseuren 
(610 €). Die Topausbildungsvergütung von 1.240 € (Zimmerer) ist davon aber noch weit entfernt. 

In Hamburg, Hessen, Westfalen-Lippe und im Saarland profitieren derzeit die ZFA vom jüngsten 
Tarifabschluss des Verbands medizinischer Fachberufe e. V. (VMF) und der Arbeitsgemeinschaft 
zur Regelung der Arbeitsbedingungen der Zahnmedizinischen Fachangestellten (AAZ). Seit dem 
1. Januar 2020 liegen die Ausbildungsvergütungen bei:

■  870 € im ersten Ausbildungsjahr
■  910 € im zweiten Ausbildungsjahr
■  970 € im dritten Ausbildungsjahr

Auch die Tarifgehälter sind hier seither in den ersten drei Berufsjahren um 152,50 € und im vierten 
bis sechsten Berufsjahr um 133 € gestiegen. Für die übrigen Berufsjahrgruppen sind Steigerun-
gen zwischen 3,8 % und 4,8 % vorgesehen. Ab dem 1.7.2021 werden die Gehälter dann in einer 
zweiten Stufe nochmals um 3,0 % angehoben. Andere Bundesländer könnten dies als Vorbild 
nehmen, um zur Attraktivität des Berufsbildes der ZFA beizutragen.

  Regional 
Neben fachrichtungsspezifischen Kenntnissen sollten auch regionale Besonderheiten 
zur Kenntnis genommen werden, bevor es zu einschneidenden ökonomischen Entschei-
dungen kommt. Regional stellt den Fokus auf die einzelnen KV-/KZV-Bezirke ein und zeigt 
die Veränderungen auf.

Baden-Württemberg sucht neue Wege  
gegen den Ärztemangel
Unter dem Motto Recruiting 4.0 startet das Gesundheitsnetz Süd (GNS) mit seinem Modellprojekt 
und der eigenen Online-Plattform Jofodo neue Ansätze zur Personalvermittlung. In Zusammenar-
beit mit dem Ministerium für Ländlichen Raum und Verbraucherschutz (MLR) Baden-Württemberg 
strebt das GNS die Sicherstellung der medizinischen Versorgung im ländlichen Raum des Neckar-
Odenwald-Kreis an. Mit 30 offenen Arztstellen im ambulanten und stationären Sektor ist die Ver-
sorgungsquote hier signifikant niedriger als in anderen Referenzregionen. Besonders betroffen 
sind Hausärzte, Fachärzte für Hals-Nasen-Ohren-Heilkunde, Neurochirurgen, Nuklearmediziner, 
Pathologen, Psychotherapeuten und Fachärzte für Physikalische und Rehabilitative Medizin. 

In beiden Sektoren stößt die derzeitige klassische Personalbesetzung über Headhunter, Jobpor-
tale und Employer Branding Programme durch fehlende Akzeptanz an ihre Grenzen. Die innova-
tive Online-Plattform basiert auf dem Prinzip von Ärzten für Ärzte und unterscheidet sich zu her-
kömmlichen Methoden der Personalgewinnung in der umgekehrten Vorgehensweise und hohen 
Ansprüchen an die eigenen Rekrutierungsinstrumente und -prozesse. Junge Ärzte kennen ihren 
Wert und ihre Optionen auch außerhalb der Kliniken sowie international. Daher bewerben sich 
hier Arbeitgeber bei Arbeitnehmern und das über einen vollständig digitalen Bewerbungsprozess. 
Über eine völlig neuartige multimediale Veranstaltung können sich Ärzte live beteiligen und ano-
nym Kontakt zu potenziellen Arbeitgebern einfach und zeitsparend aufnehmen.

Ziel des Modellprojekts ist, sowohl die Bevölkerung als auch Ärzte, die Politik und Verbände 
auf die Problematik der unbesetzten Arztstellen aufmerksam zu machen sowie die Motivation 
der Projektbeteiligten zu erhöhen, eine ärztliche Tätigkeit in Anstellung oder Niederlassung im 
ambulanten oder stationären Bereich in Erwägung zu ziehen. Jofodo sieht seine Aufgabe in der 
Entwicklung und dem Betrieb des Portals sowie in der Koordination der Vernetzung von neuen 
mit vorhandenen Inhalten. Das Unternehmen ist zuständig für die Wahrung der Anonymität des 
Bewerberprozesses, die Programmkommunikation und die inhaltliche Betreuung der Website.

Dem Deutschen Krankenhausinstitut zufolge hatte ein Personalmangel in einem Drittel der Kli-
niken schon einmal eine Sperrung von Intensivbetten zur Folge. Probleme bei der Ärztesuche 
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werbung auf Plakaten oder Kinoleinwänden in diesem Ausmaß noch zulässt. Allgemein sind die 
Schweiz und Israel neben Deutschland die einzigen beiden Länder, die Werbung überhaupt noch 
punktuell erlauben. Weitere Kritikpunkte in Deutschland sind die zu niedrigen Zigarettenpreise 
und eine inkonsequente Umsetzung von Rauchverboten. 

Deutlich besser als Deutschland schneidet in diesem Jahr Österreich ab, das beim vergangenen 
Report noch das Schlusslicht bildete. Vor allem die Einführung des neuen Tabakgesetzes im 
Jahr 2019, das die Umsetzung der genannten Richtlinien vorantreibt, verhilft dem Land zu einem 
Sprung um 15 Plätze auf Rang 20. Großbritannien, das das Ranking anführt, glänzt vor allem 
mit hohen Tabakpreisen. In Deutschland kostet eine Schachtel Zigaretten im Schnitt 5,64 € und 
die letzte nennenswerte Erhöhung der Tabaksteuern liegt über 15 Jahre zurück. Im Vereinigten 
Königreich liegen die Kosten bei rund 9 €, in Frankreich sind ab März dieses Jahrs sogar 10 € pro 
Schachtel fällig. Eine hohe Punktzahl konnten insbesondere jene Länder erzielen, die keine Aus-
nahmen bei der Umsetzung öffentlicher Rauchverbote machten, konsequente Kontrollen etabliert 
haben und durch Stichprobenerhebungen dies verifizieren.

 Trend 
Auch Trend soll helfen, kreative Beratungsinhalte zu generieren. Visionäre Ideen aus  
der Welt der Heilberufler, ein besonders Nutzen bringender Einsatz der Technik oder  
effiziente Rationalisierungskonzepte werden vorgestellt. 

Trend zu größeren Einrichtungen setzt sich fort
Laut Befragung des Beratungsunternehmens für ambulante medizinische Einrichtungen Frielings-
dorf Consult GmbH setzt sich die Entwicklung zu Einrichtungen mit mehr als 10 Ärzten weiter fort. 
Das ergab die Online-Befragung zur Beschäftigung von Kaufleuten in ambulanten medizinischen 
Einrichtungen. Ausgangspunkt der Befragung war die sich aus dem täglichen Beratungsgeschäft 
des Unternehmens ergebende Annahme, dass größere Arztpraxen und MVZ eine kaufmännische 
Angestellte beschäftigen. Übergeordnetes Ziel war die Erstellung eines Überblicks zur Beschäfti-
gung von Kaufleuten in ambulanten medizinischen Einrichtungen.

Ergebnisse der Befragung:
■ �In 55 % der Einrichtungen sind mehr als 10 Ärzte beschäftigt.
■ �77 % beschäftigen entweder eine kaufmännische Leitung oder eine kaufmännische Assis-

tenz.
■ �Die kaufmännische Unterstützung wurde zu 49 % neu eingestellt und zu 43 % an einen vor-

handenen Mitarbeiter vergeben.

haben drei von vier Kliniken, was zeitweise zum Stopp der Patientenaufnahme führt. Dabei lie-
gen die Probleme nicht nur in der Politik oder der Finanzierung bzw. bei den Krankenkassen, 
Kammern und Berufsverbänden. Auch veraltete Vorgehensweisen hinsichtlich der Personalver-
mittlung behindern die Suche nach geeigneten Bewerbern. An dieser Stelle setzt die Projektidee 
von Jofodo an. Das Unternehmen strebt an, das Recruiting von Grund auf zu verändern, um die 
zahlreichen offenen Arztstellen erfolgreicher besetzen zu können. 

 International 
Modelle, die sich im Ausland bewährt haben, oder besonders forsche marktwirtschaft-
liche Gesundheitskonzepte anderer Länder beeinflussen die Zukunft unseres eigenen  
Systems. Das Wissen über derartige Entwicklungen kann auch in hiesigen Praxen  
richtungsweisende Veränderungsprozesse initiieren. 

Tabacco Control Scale: Deutschland enttäuscht beim 
Kampf gegen tabakbezogene Erkrankungen 
Deutschland enttäuscht beim Umgang mit Tabakprodukten und verfehlt eine positive Entwick-
lung. Zu diesem Ergebnis kommt die neueste Ausgabe der Tabacco Control Scale des Zusam-
menschlusses europäischer Krebsgesellschaften (ECL). Im Vergleich zur letzten Erhebung verliert 
Deutschland von einem ohnehin hinteren Platz weiter an Boden und bildet auf Rang 36 (mit Israel 
ist ein weiterer Teilnehmer hinzugekommen) nun das Schlusslicht der alle drei Jahre erfolgenden 
aktuellen Auswertung 2019. 

Das umfassende tobacco control programme beinhaltet 6 Richtlinien, um den Umgang mit Tabak-
produkten zu regulieren und die Prävention tabakbezogener Erkrankungen positiv zu beeinflus-
sen. 
1. �Preiserhöhungen auf Zigaretten und andere Tabakprodukte 
2. �Rauchverbote in der Öffentlichkeit und an Arbeitsplätzen
3. �Verbesserte Verbraucherinformation (Informationskampagnen, Medienpräsenz, Verbreitung 

von Forschungsergebnissen)
4. �Umfassende Werbeverbote für Tabakprodukte 
5. �Eindeutige Gesundheitswarnhinweise auf Zigarettenschachteln und anderen Tabakprodukten 
6. �Umsetzung von Rauchentwöhnungsangeboten, einschließlich eines verbesserten Zugangs zu 

Medikamenten

Laut dem Aktionsbündnis Nichtraucher habe diese Entwicklung vor allem der politische Ein-
fluss der Tabaklobby zu verantworten. Deutschland ist europaweit das einzige Land, das Tabak-
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■ �Fast ein Drittel (32 %) benötigten für die Besetzung der Stelle bis zu 3 Monate, weitere 32 % 

kostete die Suche sogar zwischen einem halben und einem ganzen Jahr, lediglich 26 % war 
es möglich, die Stelle in nur wenigen Wochen zu besetzen. 

Die Ergebnisse zeigen nicht nur, dass die Tendenz zu größeren Einrichtungen geht, sondern 
bestätigen auch, dass größere Einrichtungen zu mehr als Dreiviertel eine kaufmännische Unter-
stützung beschäftigen, die in fast der Hälfte der Fälle neu eingestellt wurde. Laut Frielingsdorf 
Consult ist dies der Grund, weshalb der Bedarf an qualifiziertem kaufmännischem Personal künf-
tig steigen wird. Da den Ergebnissen zufolge die Suche nach diesem Personal eine gewisse Zeit 
in Anspruch nehmen kann, sollte damit frühzeitig begonnen werden.

Kooperative Modelle im ambulanten Bereich werden immer beliebter. Deutschlandweit gibt es 
bereits mehr als 11.800 Arztzentren. Dies geht aus einer aktuellen Erhebung aus dem ATLAS 
MEDICUS® hervor. Gezählt werden dabei jene Standorte, an denen sich mindestens drei Ärzte 
oder Zahnärzte unter derselben Adresse befinden. Da die Identifikation von Arztzentren für viele 
Marktteilnehmer von besonderem Interesse ist und diese auch Keimzelle von regionalen Versor-
gungskonzepten sein können, werden in Zukunft auch spezielle Tools angeboten. Dazu gehören 
z. B. spezielle Landkarten zur Verteilung der Arztzentren, der MVZ oder auch der zugelassenen 
Ärztenetze oder Informationen darüber, wie sich diese Zentren fachlich zusammensetzen. Wei-
tere Informationen dazu erhalten Sie auf der Website www.arztzentren.de.

Deutsche Arztpraxen werden zunehmend digital
Vertragsarzt- und Psychotherapeutenpraxen digitalisieren zunehmend das Management und die 
Organisation, während sie bei der Digitalisierung der Angebote für die Patienten nach wie vor 
Zurückhaltung zeigen. Zu diesem Schluss kommt das Praxisbarometer Digitalisierung 2019 der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV). Die Studie führte unter anderem zu folgenden Ergeb-
nissen (das vollständige Praxisbarometer Digitalisierung ist auf der Seite der KBV abrufbar):

■ �Rund drei Viertel der Vertragsarztpraxen (76 %) sowie rund 60 % aller befragten Ärzte und 
Psychotherapeuten haben die Patientendokumentation mehrheitlich oder nahezu vollständig 
digitalisiert. Ähnlich hoch liegt die Digitalisierungsrate bei der Terminplanung und dem War-
tezeitenmanagement. Bei den anderen untersuchten Funktionen greifen die Befragten etwas 
seltener auf digitale Anwendungen zurück (vgl. Abb.). Bis auf einige Ausnahmen gilt, dass 
der Digitalisierungsgrad des Praxismanagements mit der Praxisgröße deutlich zunimmt.

■ �Bereits in zwei Dritteln der Hausarztpraxen (67%) kommen digitale Anwendungen zur Arznei-
mitteltherapiesicherheit zum Einsatz.

■ �91 % der Vertragsarztpraxen (Haus- und Fachärzte) mit digitalen medizinischen Geräten 
haben diese zumindest teilweise an ihr Praxisverwaltungssystem angebunden.

■ �Bei der Kommunikation mit Patienten setzen die Praxen immer häufiger auf digitale Instru-
mente. Bei den Ärzten und Psychotherapeuten hat sich der Anteil jener Praxen, die mindes-
tens zur Hälfte mit ihren Patienten digital kommunizieren, gegenüber dem Vorjahr mit 25 % 
mehr als verdoppelt.

■ �Verbesserungspotenziale gibt es insbesondere bei der schriftlichen Kommunikation mit 
anderen Ärzten und Psychotherapeuten oder anderen ambulanten Einrichtungen, die bei 
rund 85 % der Praxen mehrheitlich oder nahezu komplett in Papierform stattfindet. Auch die 
Kommunikation mit den Kliniken erfolgt nach wie vor fast ausschließlich auf analogem Weg.

■ �In lediglich 20 % der Praxen (36 % der großen Praxen) gibt es vereinzelt Patienten, die eine 
elektronische Patientenakte nutzen.

■ �Der digitale Austausch behandlungsrelevanter Daten konzentriert sich derzeit noch weit-
gehend auf Labordaten. Das dürfte auch darauf zurückzuführen sein, dass hierfür keine 
qualifizierte elektronische Signatur (QES) erforderlich ist und die Interoperabilität durch ein 
etabliertes Austauschformat sichergestellt wird.

Abb. 2 – �Anteil der Vertragsärzte/Psychotherapeuten, die Aufgaben im Praxismanagement/
Organisation nahezu komplett oder mehrheitlich digitalisiert haben

15 % 30 % 45 % 60 %

Materialbestellung

60,2 %

58,5 %

45,0 %

41,4 %

38,4 %

Patientendokumentation

Terminplanung/Wartezeitenmanagement

Raum- und Geräteplanung

Hygiene- und Qualitätsmanagement

0 %

Quelle: Praxisbarometer Digitalisierung, 2019  Grafik: REBMANN RESEARCH

Die Befragung zeigt auch, dass viele Praxen der Digitalisierung nach wie vor skeptisch gegen-
überstehen; insbesondere, wenn diese die ärztliche Leistungserstellung direkt betrifft. So lehnen 
z. B. rund 60 % der Arztpraxen die ausschließliche Fernbehandlung ohne vorherigen Patienten-
kontakt ab. In rund 60 % der Praxen (46 % der großen Praxen) gibt es für die Patienten keiner-
lei digitale Angebote. Die Online-Terminvereinbarung, die jedoch auch nur von 15 % der Praxen 
angeboten wird, ist der am meisten angebotene digitale Service. Hauptgründe für die Zurück-
haltung bei digitalen Angeboten sind Sicherheitslücken in den EDV-Systemen (60 %), gefolgt vom 
Umstellungsaufwand (56%), einem unausgeglichenen Kosten-Nutzen-Verhältnis (54 %) sowie 
der Fehleranfälligkeit der EDV-Systeme (46 %). Weitere Digitalisierungshemmnisse liegen in der  
fehlenden Nutzerfreundlichkeit digitaler Anwendungen, der mangelnden Geräteanbindung an die 
Praxisverwaltungssysteme sowie in einer unzureichenden Internetgeschwindigkeit.
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Fortbildungsveranstaltungen 2020

Die Zukunft des niedergelassenen Arztes liegt in der Kooperation.

Seminarinhalt: 	 n �Kooperationsformen unter betriebswirtschaftlichen 
Gesichtspunkten

	 n �Abrechnungsproblematik der einzelnen Kooperationsformen
	 n Der Weg zur richtigen Kooperation
	 n Wertsicherung der Praxis
	 n Nachfolgeregelung durch Kooperationsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die wirtschaftlichen Gegebenheiten zur Selbständigkeit sind so günstig  
wie noch nie.

Seminarinhalt: 	 n �Einstiegsvarianten in Kooperationsformen
	 n �Teilzulassung
	 n Anstellungsmodelle
	 n Praxisübernahme
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierungsformen

Abendseminar:	 von 19:00 bis 21:00 Uhr

Die Termine sowie den Veranstaltungsort erfahren Sie bei uns.

Von der Landesärztekammer Baden-Württemberg
anerkannte Fortbildungen für Ärzte und Zahnärzte

Referenten:
Martin Graf
Geschäftsführer H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater 
Lehrbeauftragter der Hochschule für Gesundheitswesen DHBW
Dozent IBG Institut

Dragisa Macos
Prokurist H.U.G Betriebswirtschaftliche Beratungsgesellschaft mbH, 
Anerkannter RKW-Berater
Dozent IBG Institut

Burkhard Bedei
Langjähriger Mitarbeiter der KV-Nord-Württemberg,
Mitautor unterschiedlichster Fachliteratur

Ulrike Hespeler
Assessorin der Landesärztekammer Baden-Württemberg

Kooperation?

Praxis oder Klinik?

3 
Fortbildungs-

punkte

3 
Fortbildungs-

punkte
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Ärztestammtische 2020
Für unsere Mandanten sind wir gerne bereit vor Ort einen Ärztestammtisch zu folgenden Themen durchzuführen

H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH

Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart
Fon +49 711 / 2489773
Fax +49 711 / 282791
E-Mail mail@hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

2020 haben Sie so gute Möglichkeiten wie noch 
nie, eine berufliche Veränderung vorzunehmen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n �Teilzulassung mit  
Angestelltenverhältnis, 

	 n Vollzulassung,
	 n Juniorpartner,
	 n Finanzierung,
	 n öffentliche Fördermittel.

Welche Kooperation ist sinnvoll?

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie alles 
Wichtige zum Thema

	 n Kooperationsformen, 
	 n Honorarauswirkungen,
	 n �Betriebswirtschaftliche  

Gestaltungsmöglichkeiten.

Praxisabgabe und Nachfolge rechtzeitig planen!

Bei einer kulinarischen Tischrunde erfahren Sie, wie 
und wann man rechtzeitig beginnt die Nachfolge  
zu planen.

Nutzen Sie unser Know-how!
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H.U.G
Betriebswirtschaftliche 
Beratungsgesellschaft mbH
Kesselstraße 17, 70327 Stuttgart
Postfach 60 02 63, 70302 Stuttgart

Tel. 0711-2489773
Fax 0711-282791
mail@hug-beratung.de
www.hug-beratung.de

H U G
U
G

Healthcare Competition Center

	 Healthcare/Gesundheitswesen
	 n Hausärzte
	 n Fachärzte
	 n Zahnärzte
	 n MVZ
	 n Apotheker
	 n Tageskliniken ambulant/stationär
	 n Kliniken
	 n Krankengymnasten/Physiotherapeuten
	 n Sonstige Heilberufsangehörige

	 Competition/Wettbewerb
	 n Einzelpraxis
	 n Berufsausübungsgemeinschaft örtlich/überörtlich
		  - BGB Gesellschaft
		  - Partnerschaftsgesellschaft
		  - Medizinisches Versorgungszentrum
	 n Organisationsgemeinschaft
		  - Praxisgemeinschaft
		  - Gerätegemeinschaft
		  - ausgelagerte Praxistätigkeit

	 Center/Schaltstelle
	 n Controlling
	 n Liquiditätsplanung
	 n Unternehmensbewertung
	 n Basel II/Rating
	 n Existenzgründung
	 n Betriebsübergabe
	 n RKW-Beratung
	 n Öffentliche Förderung
	 n Finanzierung
	 n Leasing
	 n Altersvorsorge
	 n Fortbildung
	 n Zulassungswesen/Kassenrecht
	 n Abrechnungsanalyse
	 n anerkannte LÄK – BW Fortbildungsveranstaltungen
	

Unternehmensgründung: 	
1988

Geschäftsführer: 	
Martin Graf

Beraterteam: �	
Martin Graf, Dragisa Macos,  
Achim Bacher

Vertragsarztexperte: 	
Burkhard Bedei

Seminarorganisation: 	
Susanne Ullrich

Sekretariat: 	
Hakibe Elezi


